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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Hartwig Fischer (Göttingen), Dr. Christian Ruck, Dr. Ralf 
Brauksiepe, Siegfried Helias, Volker Kauder, Rudolf Kraus, Conny Mayer 
(Baiersbronn), Sibylle Pfeiffer, Christa Reichard (Dresden), Peter Weiß 
(Emmendingen), Rainer Eppelmann, Norbert Geis, Dr. Egon Jüttner, Jürgen 
Klimke, Arnold Vaatz und der Fraktion der CDU/CSU 


zu der Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 
Zukunft sichern - Globale Armut bekämpfen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Demokratische Republik Kongo (DR Kongo) gehört mit ihren rund 
52 Millionen Einwohnern zu den ärmsten Ländern der Welt. Das jährliche Pro- 
Kopf-Einkommen hegt mit durchschnittlich 82 US-Dollar (Stand 2002) weit 
unter dem Durchschnitt des restlichen Subsahara-Afrikas (Stand 2001: 470 US- 
Dollar). Nach Schätzungen der Weltbank muss die überwiegende Mehrheit der 
Bevölkerung in der DR Kongo mit weniger als 0,20 US-Cent pro Tag auskom- 
men. 

Die DR Kongo hegt im Gebiet der Großen Seen, in dem seit mehreren Jahren 
Krieg und ethnische Konflikte an der Tagesordnung sind. Schauplatz der 
Kämpfe ist neben Burundi hauptsächlich die DR Kongo. Es handelt sich bei den 
Auseinandersetzungen nicht um einen Bürgerkrieg, sondern um einen Regional- 
konflikt, in den zahlreiche Nachbarstaaten der DR Kongo verwickelt waren und 
sind und der deshalb auch „Afrikas 1 . Weltkrieg“ genannt wird. 

Schätzungen zufolge sind diesem Krieg seit 1998 bereits mehr als 3,3 Millionen 
Menschen zum Opfer gefallen, rund 2,2 Millionen Kongolesen gelten als Ver- 
triebene und Flüchtlinge. Die meisten Toten stammen aus der Zivilbevölkerung, 
die unter den sich durch die Kriegssituation dramatisch verschlechternden 
Lebensbedingungen leidet und meist nicht durch direkte Waffeneinwirkung, 
sondern in Folge von Plünderung und Vertreibung, mangelnder Ernährung und 
Kr ankheiten gestorben ist. Jeden Monat kommen noch immer rund 30 000 Men- 
schen zu Tode. Allein in der ersten Aprilwoche 2003 sind bei Auseinanderset- 
zungen zwischen Angehörigen der Volksgruppen der Hema und Lendu mehrere 
hundert Menschen ums Leben gekommen. 

Im Juli 1999 handelten die Kriegsparteien in Lusaka ein Friedensabkommen 
aus, welches im Wesentlichen die Truppenentflechtung, den Rückzug aller 
ausländischen Truppen und den Beginn des so genannten innerkongolesischen 
Dialogs beinhaltet. 

Im Abkommen von Pretoria I (30. Juli 2002) vereinbarten Ruanda und die DR 
Kongo den Rückzug der ruandischen Truppen und die gleichzeitige Entwaff- 
nung der Kriegsparteien durch die Regierung in Kinshasa. Auf internationalen 
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Druck zog Ruanda Anfang Oktober 2002 fast alle Truppen aus der DR Kongo 
ab. Die Entwaffnung der Hutu-Milizen, die noch immer eine Bedrohung für 
Ruanda darstellen, steht hingegen noch aus. 

Im Pretoria-II-Abkommen vom 17. Dezember 2002 und im Sun-City- Abkom- 
men vom 1 . April 2003 wurde der Rahmen für eine Übergangsregierung festge- 
legt. Nach rund 30 Monaten sollen freie Wahlen folgen. Die Umsetzung dieser 
Abkommen stockt, weil es im Lager der wichtigsten Akteure starke Kräfte gibt, 
die an einer Aufrechterhaltung des Status quo Interesse haben und deshalb die 
Einrichtung einer Übergangsregierung zu blockieren versuchen. Spezielle 
Probleme sind die Sicherheit der neuen Vizepräsidenten in Kinshasa und die 
Integration der Rebellentruppen in die reguläre kongolesische Armee. Umstrit- 
tene Fragen, wie die Ausarbeitung einer Verfassung, die Gewährleistung der 
Sicherheit aller politischen Kräfte in einer gemeinsamen Übergangsregierung in 
Kinshasa sowie die Zusammensetzung einer neu zu bildenden kongolesischen 
Armee, wurden vertagt. 

Trotz der zahlreichen Verhandlungsrunden und ihrer auch auf internationalen 
Druck hin entstandenen Resultate sind im Osten des Landes in den bevöl- 
kerungsreichen Provinzen Nord- und Südkivu die Kämpfe noch immer nicht 
beigelegt, was zu einer Destabilisierung der politischen Situation führt. 

Besonders in der Region Ituri sind schwerste Menschenrechtsverletzungen wie 
Massenhinrichtungen, systematische Vergewaltigungen und Kannibalismus, 
Vertreibungen und Plünderungen an der Tagesordnung. 

Die Bevölkerung leidet massiv unter den Auswirkungen dieser Kämpfe, die de- 
ren ohnehin schon katastrophale Situation weiter verschlechtern. 1 6 Millionen 
Kongolesen hungern bzw. leiden an Unter- oder Mangelernährung, 80 % der 
Bevölkerung haben keinen Zugang zu sauberem Wasser, 70 % haben keinen 
Zugang zu qualifizierter Gesundheitsversorgung. Auch die Aidsrate steigt in- 
folge systematischer Vergewaltigungen und Prostitution stetig an. Kinder 
werden von den Kriegsparteien zu Soldaten rekrutiert. Ohne das Engagement 
der nichtstaatlichen Zusammenarbeit z. B. von Seiten der deutschen Kirchen 
wäre in vielen Regionen die Gesundheitsversorgung und das Bildungssystem 
längst völlig zusammengebrochen. 

Deutschland hat sich bei der kongolesischen Bevölkerung und der internatio- 
nalen Gebergemeinschaft viel Anerkennung dadurch erworben, dass es auch 
Vorhaben der staatlichen Entwicklungszusammenarbeit vornehmlich im 
Rahmen der Aidsbekämpfung und des Umweltschutzes (z. B. im Nationalpark 
Kahuzi-Biega) aufrechterhalten hat. 

Der Abbau von Rohstoffen und Bodenschätzen bietet eigentlich eine gute 
materielle Entwicklungsgrundlage für die DR Kongo. Leider erweist sich dieses 
Potential selbst heute noch nicht als Segen, sondern als Fluch. Statt zur Entwick- 
lung des Landes beizutragen, wecken die Rohstoffe Begehrlichkeiten auf rasch 
realisierbare Gewinne. Die verschiedenen Rebellengruppen bereichern sich an 
der illegalen Ausbeutung von Rohstoffen, um mit dem Geld Kriegsmaterialien 
zu erwerben, die wiederum den Krieg verschärfen. Dies hat nicht nur eine Ver- 
längerung der Leiden der Bevölkerung zur Folge, sondern auch eine zuneh- 
mende Degradierung und Zerstörung der natürlichen Ressourcen und Wälder 
mit allen negativen Konsequenzen für Klima, Umwelt und Biodiversität. 

Eine dauerhafte Befriedung der Kongo-Region ist eine der Voraussetzungen für 
den politischen und ökonomischen Aufschwung Afrikas. Hierzu gehört auch, in- 
tensiv auf alle beteiligten Staaten und Gruppierungen Druck zum Zwecke der 
Beilegung des Konflikts und der Feindseligkeiten auszuüben. Insbesondere aber 
sollte Deutschland gerade während seiner Mitgliedschaft im Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen dieses Thema erneut auf die Tagesordnung der Weltpolitik 
setzen. 
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Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

- darauf hinzuwirken, dass eine international koordinierte Friedenspolitik das 
ihrige dazu beiträgt, die wohl größte humanitäre Katastrophe unserer Zeit so 
schnell wie möglich zu beenden; 

- daraufhinzuwirken, dass noch offene Fragen der politischen Partizipation in 
der Übergangsregierung, die Ausarbeitung einer Verfassung, die Gewähr- 
leistung der Sicherheit aller politischen Kräfte und der Demokratisierung 
des Landes sowie die Zusammensetzung einer neuen Armee geklärt werden; 

- darauf hinzuwirken, dass die VN-Sicherheitsrats-Resolutionen 1445/2002 
vom 4. Dezember 2002 und 1468/2003 vom 20. März 2003, die die freiwil- 
lige Entwaffnung und Demobilisierung der bewaffneten in- und ausländi- 
schen Kämpfer (in erster Linie ruandische Hutu-Milizen) im Ostkongo durch 
die Peace-Keeping-Mission „Mission d 1’ Organisation des Nations Unies en 
Republique Democratique du Congo“ (MONUC) vorsehen, endlich umge- 
setzt werden; 

- sich im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen dafür einzusetzen, dass der Zu- 
stand der Rechts- und Straflosigkeit im Osten des Kongo wirksam bekämpft 
wird sowie das Mandat und die Präsenz der MONUC ausgeweitet wird; 

- den Aufbau staatlicher Institutionen, insbesondere Justizwesen und Polizei, 
noch entschiedener als bisher zu unterstützen; 

- die Regierungen Ugandas und Ruandas aufzufordem, endlich ihre Unterstüt- 
zung von Rebellengruppen im Osten des Kongo einzustellen und sich voll- 
ständig von kongolesischem Territorium zurückzuziehen; 

- die Effizienz des von Deutschland mitfinanzierten Programmes zur Entwaff- 
nung, Demobilisierung, Eingliederung und Reintegration der Angehörigen 
bewaffneter Gruppen, vor allem der zwangsrekrutierten Kindersoldaten, zu 
überprüfen und zu steigern; 

- die Unterstützung kirchlicher Friedens- und Entwicklungsarbeit zu verstär- 
ken. Diese könnte die schon jetzt vorhandenen administrativen, institutionel- 
len und organisatorischen Strukturen fördern, um direkt und ohne zeitliche 
Verzögerung den Aufbau der Region anzugehen. Die Kirchen besitzen in der 
Regel das Vertrauen der Bevölkerung. Von ihnen mitgetragene Friedens- und 
Entwicklungsprogramme könnten eine positive Wirkung auf eine friedliche 
Neuorientierung der Region haben; 

- eine Friedenskonferenz unter Schirmherrschaft der Vereinten Nationen und 
der Afrikanischen Union im Jahre 2003 zu fördern, die den Fahrplan für den 
politischen und wirtschaftlichen Aufbau liefert und die Verantwortung der 
afrikanischen Staaten bei der nachhaltigen Konfliktlösung unterstreichen 
soll. Deutschland könnte als Sicherheitsratsmitglied, zusammen mit den afri- 
kanischen Ratsmitgliedern, hierbei eine zentrale Vermittlerrolle spielen; 

- in internationalen Gremien und in Zusammenarbeit insbesondere im Rahmen 
der VN und der EU darauf hinzuwirken, dass die reichlich vorhandenen 
Bodenschätze im Kongo zum Wohle der Bevölkerung wirtschaftlich genutzt 
werden und die illegale Ausbeutung von Rohstoffen und der Natur durch 
Warlords gestoppt wird. Dies beinhaltet auch die besondere soziale und 
politische Verantwortung von international operierenden Firmen, die Boden- 
schätze und Ressourcen aus der umkämpften Region beziehen; 

- den Aufbau staatlicher Strukturen im Osten des Kongo nachdrücklich zu för- 
dern, um Terror und Willkür von Warlords wirksam zu begegnen. Letztere 
sollten möglichst in den Stabilisierungs- und Entwicklungsprozess eingebun- 
den werden. Der Erfolg der Anfang April 2003 eingesetzten kongolesischen 
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Übergangsregierung sollte sich an den bereits erreichten Ergebnissen messen 
lassen; 

- die Weltbank im Zuge der politischen und sozialen Normalisierung aufzu- 
fordem, die bis 2005 geplante Armutsstrategie schneller auszubauen und um- 
zusetzen; 

- gemeinsam mit den anderen Gläubigerstaaten eine angemessene Entschul- 
dungs- und Umschuldungsstrategie für die DR Kongo zu beschließen; 

- den Schutz natürlicher Ressourcen auch mit deutscher Entwicklungszusam- 
menarbeit aufrechtzuerhalten und zu verstärken. 


Berlin, den 6. Mai 2003 

Hartwig Fischer (Göttingen) 

Dr. Christian Ruck 
Dr. Ralf Brauksiepe 
Siegfried Helias 
Volker Kauder 
Rudolf Kraus 

Conny Mayer (Baiersbronn) 

Sibylle Pfeiffer 

Christa Reichard (Dresden) 

Peter Weiß (Emmendingen) 

Rainer Eppelmann 
Norbert Geis 
Dr. Egon Jüttner 
Jürgen Klimke 
Arnold Vaatz 

Dr. Angela Merkel, Michael Glos und Fraktion 
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